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Drucksache 2000 


Der Bundesminister für Wohnungsbau 

- I - 3342/25/55 - 


Bad Godesberg (Mehlem), den 10. Dezember 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Zustimmung zur Überlassung junger Anteile an 
andere Bezieher als den Bund; 
hier: Kapitalbeteiligung des Landes Nordrhein- 
Westfalen an der Deutschen Bau- und 
Bodenbank AG, Frankfurt (Main) 

Bezug: § 47 Abs. 4 in Verbindung mit Abs. 3 RHO 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen und 
dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft bitte ich gemäß § 47 RHO, 
die Zustimmung des Deutschen Bundestages dazu herbeizuführen, 
daß 

1 . das Land Nordrhein-Westfalen sich im Hinblick auf eine künftige 
Beteiligung des Landes am Aktienkapital der Deutschen Bau- und 
Bodenbank Aktiengesellschaft, Frankfurt (Main), vorerst mit 
einer Einlage von 3 800 000 Deutsdie Mark als stiller Gesellschaf- 
ter an der Bank beteiligt, 

2. die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Bundes- 
ministcr für Wohnungsbau, sich gleichzeitig dem Lande Nord- 
rhein-Westfalen gegenüber verpflichtet, sobald die rechtlichen und 
tatsächlichen Voraussetzungen für die Durchführung einer Kapi- 
talerhöhung der Bank gegeben sind, das Land Nordrhein-West- 
falen in die Lage zu setzen, junge Aktien in Höhe von 26 v, H. 
des Grundkapitals der Bank zu den von der Hauptversammlung 
der Bank fcstzusetzenden Bedingungen zu erwerben, 

3. die Bundesrepublik Deutschland demgemäß das Stimmrecht aus 
ihrer Kapitalbeteiligung zu gegebener Zeit In der Hauptversamm- 
lung der Bank in dem Sinne ausübt, daß dem Land Nordrhein- 
Westfalen junge Aktien in Höhe von 26 v. LI. des Grundkapi- 
tals der Bank zu den von der Hauptversammlung der Bank fest- 
zusetzenden Bedingungen überlassen werden. 
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Die 1923 vom früheren Reich in Berlin zur Entwicklung und Pflege 
der Bauzwischenfinanzierung, namentlich des Wohnungsbaues, ge- 
gründete Deutsche Bau- und Bodenbank AG wurde nach der ersten 
Stabilisierung der Wahrung mit einem Aktienkapital von 1,3 Mio 
RM ausgestattet. Bis zum Jahresabschluß 1931 ist ihr Kapital ent- 
sprechend ihrer starken Geschäftsentwicklung allmählidi auf 34,3 Mio 
RM erhöht worden; auf das Reich entfielen hiervon 28,5 Mio RM 
oder 83 v. H. In diesem Stand ist die Kapitalausstattung der Bank 
verblieben. Nadidem die Bank auf Grund der 35. DVO zum Um- 
stellungsgcsetz durch Erlaß des Hessischen Staatsministeriums vom 
18. Juni 1949 rückwirkend ab 20. Juni 1948 als verlagertes Geld- 
institut mit dem Sitz in Frankfurt (Main) anerkannt worden war, 
haben am 1. Januar 1950 die gesetzlichen Organe, Vorstand und 
Aufsichtsrat, im Bundesgebiet ihre Tätigkeit aufgenommen; in Berlin 
galt die Bank bis zum Inkrafttreten des Berliner Altbankengesetzes 
und seiner Durchführungsbestimmungen weiter als ruhendes Geld- 
institut. 


Die Geschäfte der Bank haben sich im Bundesgebiet seit der Geld- 
reform in ständig aufsteigender Linie entwickelt. Der Kreditstatus 
(ausgczahlte Kredite) erreldite zum 


31. Dezember 1952 
31. Dezember 1953 
31. Dezember 1954 
20. Juni 1955 


107 000 000 DM 
160 000 000 DM 
201 000 000 DM 
227 000 000 DM. 


Fügt man am 30. Juni 1955 die noch auszuzahlenden Kreditzusagen 
von 73 000 000 DM hinzu, so ergibt sich ein Volumen an Kredit- 
zusagen von 300 000 000 DM. 

Die Bilanzzahl belief sidi zum 31. Dezember 1954 — ohne die durch- 
laufenden Kredite und Avale — auf 311 Mio DM, mit diesen auf 
421,7 Mio DM. Sie ist zum 30. Juni 1955 auf 335,1 Mio DM bzw. 
459,6 Mio DM angewadisen. Mit weiteren Steigerungen ist zu 
rechnen. 


Demgegenüber wird zu dem In der westdeutschen Umstellungsrech- 
nung zum 21. Juni 1948 festgesetzten vorläufigen Eigenkapital der 
verlagerten Bank von rund 5,3 Mio DM zwar noch ein gewisser Be- 
trag aus der westberliner Vermögensrechnung vom 1. Januar 1953 
hinzutreten, ferner ein zwischenzeitlich aus freigewordenen Sammel- 
wertberichtigungcn gebildeter, vorläufig einer gesetzlichen Rücklage 
zugeführter Kapitalbctrag von 445 000 DM sowie der Überschuß 
des westdeutschen Rechnungswerks aus den Jahren 1950 bis 1952. 
Wenn diese haftenden Mittel in der endgültigen DM-Eröffnungs- 
bilanz nach umzustellendem Grundkapital und angemessenen gesetz- 
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liehen Reserven aufgeteilt werden sollen, so werden sich als neues 
Grundkapital voraussichtlich nicht mehr als 5 Mio DM ergeben. 

Haftendes Eigenkapital der Bank und Geschäftsvolumen stehen so 
in keinem ausreichenden Verhältnis. Insbesondere im Hinblick auf 
den kurz- und mittelfristigen Charakter des speziellen Kreditge- 
schäfts der Bank und andererseits auf die Notwendigkeit, für das 
wachsende Geschäft laufend Mittel auf dem freien Geldmarkt auf- 
zunehmen, muß eine angemessene Kapitalausstattung angestrebt 
werden. Im normalen Weg gemäß Aktienrecht läßt sich eine Erhö- 
hung des Aktienkapitals erst durchführen, wenn nach Aufstellung 
der DM-Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 1953 und nach Festsetzung 
der Bilanzen der Gesam.tbank zum 3*1. Dezember 1953 und 31. De- 
zember 1954 die Voraussetzungen hierfür geschaffen sein werden. 
Wann dies der Fall sein wird, ist mit Sicherheit noch nicht vorauszu- 
sagen. Der Bund hat sich daher schon Ende 1953 als Notlösung mit 
einer aus meinem Haushalt 1953, Titel 895, stammenden Einlage 
von 3 Mio DM als stiller Gesellschafter an der Bank beteiligt. Die 
Beteiligung wurde im Hinblick auf eine künftige erhöhte Beteiligung 
des Bundes am Aktienkapital der Bank eingegangen. Weitere Mög- 
lichkeiten bestehen im Rahmen des Bundeshaushaltes für die drin- 
gend notwendige Verstärkung der haftenden Mittel der Bank einst- 
weilen nicht. 

Nach dem beiliegenden Vertragsentwurf hat aber das Land Nord- 
rhein-Westfalen dem Vorstand der Deutschen Bau- und Bodenbank 
AG angeboten, sich — vorbehaltlich der Zustimmung seiner zuständi- 
gen Landtagsausschüsse — mit einem Betrage von 3,8 Mio DM als 
stiller Gesellschafter an der Bank zu beteiligen. Auch das Land will 
diese Beteiligung im Hinblick auf eine künftige Beleihung des Landes 
am Aktienkapital der Bank cingehen. Die Umwandlung in Aktien 
soll vorgenommen werden, sobald die rechtlichen und tatsächlichen 
Voraussetzungen für die Durchführung einer Kapitalerhöhung der 
Bank gegeben sind. Die absolute Mehrheit des Bundes am Kapital der 
Bank wird hierdurch nicht berührt; das Land Nordrhein-Westfalen 
macht aber zur Voraussetzung, in die Lage gesetzt zu werden, junge 
Aktien in Höhe von mindestens 26 v. H. des Grundkapitals der Bank 
zu den Bedingungen zu erwerben, die von der Hauptversammlung der 
Bank festgesetzt werden. 

Die späteren jungen Aktien der Bank lassen sich zur Zeit noch nicht 
endgültig bewerten. Ihr Ausgabekurs hängt von dem einstweilen 
noch unbekannten Verhältnis für die Umstellung des RM-Kapitals 
der Bank in Deutsche Mark, den danach sich ergebenden offenen und 
den stillen Reserven ab. Die auf der Grundlage der Umstellungsrech- 
nung des verlagerten Instituts, Sitz Frankfurt (Main), und seines 
darauf aufgebauten späteren Rechnungswerkes, das den weitaus über- 
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wiegenden Teil des Bankvermögens umfaßt, vorgenommenen Berech- 
nungen lassen zwar vermuten, daß — von den Kosten der Kapital- 
erhöhung abgesehen — ein höherer als Pariwert für die Ausgabe 
neuer Aktien an das Land Nordrhein-Westfalcn mit großer Wahr- 
scheinlichkeit nicht in Frage kommen dürfte, zumal da ein Paketzu- 
schlag gegenüber dem Lande Nordrhcin-Westfalen nicht zu erwägen 
ist, während andererseits übliche Abschläge vom rcdinerischen Wert 
dieser vinkulierten Namensaktien zu berücksichtigen sind. Indes wird 
im Einvernehmen mit dem Lande Nordrhein-Westfalen der Fest- 
setzung des Ausgabekurses der künftigen jungen Aktien durch die 
hierfür zuständige Flauptversammlung der Bank in keiner Weise 
vorgegriffen. Nach sachverständiger Prüfung wird diese also darüber 
befinden können, ob über die Kosten der Kapitalerhöhung hinaus 
ein Agio für die im Zeitpunkt der Kapitalerhöhung in der Bilanz der 
Bank enthaltenen offenen und stillen Reserven gereditfertigt ist. 

Alle an der Prüfung des Angebotes des Landes Nordrhein-West- 
falen sachlich beteiligten Bundesstellen haben den Entschluß des Lan- 
des sehr begrüßt. Schon seit mehreren Jahren hat das Land der Bank 
hohe Refinanzierungsdarlehen mit wohnungspolitischer Zweckbin- 
dung unter günstigen Bedingungen zur Verfügung gestellt und da- 
durch ganz wesentlich besonders wichtigen Bauförderungsmaßnah- 
men zur Durchführung verholfen, die sonst noch nicht hätten in An- 
griff genommen werden können. Das Filialgeschäft der Bank liegt so 
seit langem mit Schwerpunkt in Nordrhein- Westfalen. Wenn das 
Land jetzt dazu übergeht, seine im Bereich der Wohnungsbaufinan- 
zierung traditionellen und ausgedehnten Verbindungen zur Bank, 
wie der Bund, mit verantwortlichem Kapital zu unterbauen, so bringt 
es mit dem Status des Gesellschafters auch formell eine Haltung in 
Einklang, die es der Bank gegenüber praktisch schon stets eingenom- 
men hat. Zudem wirkt die Verstärkung der haftenden Mittel der 
Bank durch das Land Nordrhein-Westfalen einer sonst unvermeid- 
lichen Einengung der Geschäftstätigkeit der Bank zum Nachteil der 
Wohnungsbaufinanzierung entgegen, ohne daß die absolute Mehr- 
heit des Bundes am neuen DM-Kapital der Bank aufgegeben wird. 
Wegen der ihr übertragenen umfangreichen Finanzlerungs- und Ver- 
waltungsaufträge des Bundes, die ihr Aktiv- und Passivgeschäft maß- 
geblich bestimmen, muß die Bank aber selbst auf den Bestand dieser 
Mehrheit besonderen Wert legen. 

Ich darf bitten, die Zustimmung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Einen gleichen Antrag habe ich dem Herrn Präsidenten des Bun- 
desrates übermittelt. 


Dr. Preusker 
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Entwurf 


Vertrag 

zwischen dem Land Nordrhein- Westfalen, vertreten durch den 
Finanzminister und den Minister für Arbeit, Soziales und Wieder- 
aufbau — im folgenden „Land‘‘ genannt — und der Deutschen Bau- 
und Bodenbank Aktiengesellschaft, Frankfurt a. M., — im folgenden 
„Bank“ genannt — . 


§ 1 

(1) Das Land beläßt aus dem mit Vertrag vom 4. August 1951 
der Deutschen Bau- und Bodenbank Aktiengesellschaft, Zweignieder- 
lassung Essen in Essen, gewährten Darlehen von insgesamt 5 Millio- 
nen DM einen Teilbetrag von 

3 800 000,— DM 

(i. W. Dreimillionenachthunderttausend Deutsche Mark) 

über den 1. Oktober 1954 hinaus mit der Maßgabe, daß dieser Be- 
crag in eine Einlage des Landes bei der Bank umgewandelt wird. 

(2) Das Land beteiligt sich ab 1. Oktober 1954 mit diesem Betrag 
an der Bank als stiller Gesellschafter. Die Beteiligung wird im Hin- 
blick auf eine künftige Beteiligung des Landes am Aktienkapital der 
Bank eingegangen. 


§ 2 

(1) Das Land wird als stiller Gesellschafter hinsichtlich seiner Teil- 
nahme am Gewinn und Verlust wie ein Aktionär behandelt, der mit 
Aktien im Nennbeträge von 3,8 Millionen DM an dem um diesen 
Betrag vermehrten Grundkapital der Bank beteiligt ist. Als Grund- 
kapital der Bank im Sinne dieser Bestimmung gilt auch der Betrag, 
um den das Grundkapital nach § 3 des Beteiligungsvertrages Bund/ 
Bank vom 29. Oktober/ 6. November 1953 als vermehrt angesehen 
wird. 

(2) Endet die stille Gesellschaft, so wird die Auseinandersetzung 
nach FIGB § 340 ausgeschlossen und der eingezahlte Betrag von 
3,8 Millionen DM unter Berücksichtigung der in Absatz 1 Satz 1 be- 
stimmten Teilnahme am Gewinn und Verlust zurückgezahlt. 

§ 3 

(1) Dieser Betrag gilt vorbehaltlich der Bestimmungen in Absatz 2 
bis zum 31. März 1956. Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, 
daß die Gesellschaft im beiderseitigen Einvernehmen über den 
31. März 1956 hinaus verlängert werden kann. 
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(2) Das Land kann die Gesellschaft ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen, sobald die reditlidien und tatsächlichen Voraussetzungen 
für die Durchführung einer Kapitalerhöhung der Bank gegeben sind. 

§ 4 

Dem Land stehen die in § 48 Abs. 2 Nr. 1 und 2 und in § 113 Abs. 3 
der Reichshaushaltsordnung angegebenen Rechte zu. 

§ 5 

Gerichtsstand und Erfüllungsort ist Düsseldorf, gegebenenfalls der 
Ort, an dem sich der Sitz der Landesregierung befindet. 


Düsseldorf, den Frankfurt a. M., den 

Der Finanzminister Deutsche Bau- und Bodenbank 

des Landes Nordrhein-Westfalen Aktiengesellschaft 


Der Minister 

für Arbeit, Soziales und Wiederaufbau 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
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